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13. Öffentliche Bekanntgabe gem. § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24.02.2010 – in der zurzeit gülti-
gen Fassung – des Ergebnisses der Vorprüfung des Einzelfalls nach 
§ 7 UVPG 

 
Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

- Feststellung der UVP-Pflicht - 
 
Der Antragsteller Stadt Greven hat die Erteilung einer Plangenehmigung zum Ausbau eines 
Gewässers nach § 68 Absatz 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für die Verrohrung des Gewäs-
sers 3170 (UVB Greven) auf einer Länge von 35 m auf dem Grundstück Gemarkung Greven, 
Flur 138, Flurstück 242, beantragt. Zweck der Verrohrung ist die Erschließung der östlichen 
Erweiterung des AirportParks am FMO durch die Weiterführung der Otto-Lilienthal-Straße über 
das Gewässer 3170 hinaus. 
 
Dieses Vorhaben fällt in den Anwendungsbereich des UVPG, so dass ein Vorprüfungsverfahren 
zur Feststellung des Erfordernisses einer Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 6 - 14 
UVPG durchgeführt wurde. 
 
Nach Auswertung der Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und Prüfung der vorge-
legten Daten und Antragsunterlagen wurde im Rahmen der Vorprüfung unter Berücksichtigung 
der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien festgestellt, dass für dieses Vorhaben die Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.  
 
Nach § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar. 
 
Tecklenburg, 22.12.2022      KREIS STEINFURT 
         Der Landrat 
         - Umweltamt - 
         Im Auftrag 
         gez. Dr. Winters 
         (Amtsleiter) 
 
   
         Kreis Steinfurt 02/2023/13 
 
 
 
 

14. Öffentliche Bekanntmachung der tierseuchenbehördlichen Allgemein-
verfügung Nr. 01/2023 zur Aufhebung der Allgemeinverfügung Nr. 
06/2022 vom 28.11.2022 

 
Auf der Grundlage des Art. 68 der VO (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 39 und Art. 55 der VO (EU) 
2020/687 hebe ich meine Allgemeinverfügung Nr. 06/2022 zum Schutz gegen die Geflügelpest 
bei Nutzgeflügel vom 28.11.2022 auf.  
 
Die Allgemeinverfügung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
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Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Verfügung können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erheben. 
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 38, 48147 Münster, schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzureichen.  
 
Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments an die elektronische 
Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifi-
zierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der ver-
antwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 
4 VwGO eingereicht werden. Es muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Die 
technischen Rahmenbedingungen für die Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch 
das Gericht bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verord-
nung vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fassung. Wird die 
Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufga-
ben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55d Satz 1 VwGO als elektroni-
sches Dokument übermittelt werden. Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach 
der VwGO vertretungsberechtigte Personen, denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur Verfügung steht. 
 
Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus technischen Gründen vorübergehend 
nicht möglich, bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 1 und 2 VwGO die Klage-
erhebung mittels Schriftform oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zuläs-
sig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach 
glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. 
 
Durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung hat eine Klage keine aufschiebende Wirkung. 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung können Sie beim Verwaltungsgericht Münster, 
Piusallee 38, 48147 Münster, beantragen, die aufschiebende Wirkung der Klage ganz oder teil-
weise wiederherzustellen.  
 
 
Rechtsgrundlagen: 

 Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der 
Tiergesundheit (VO (EU) 2016/429) 

 Delegierte Verordnung (EU) 2020/687 zur Ergänzung der VO (EU) 2016/429 hinsichtlich Vorschriften für die Präven-
tion und Bekämpfung bestimmter gelisteter Seuchen (VO (EU) 2020/687) 

 
in der jeweils gültigen Fassung 

 
Steinfurt, 03.01.2023      Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 
         Veterinär- und  

Lebensmittelüberwachungsamt 
         Im Auftrag 
         gez. Dr. Brundiers 
 
   
         Kreis Steinfurt 02/2023/14 
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15. Öffentliche Zustellung eines Dokumentes; Az.: 51-15-22-17450 
 
Gegen Herrn Pavlo Koteliukh, zuletzt wohnhaft in der Ukraine ist ein Dokument des Landrates 
des Kreises Steinfurt vom 08.07.2022 (Az.: 51-14-22-17450) ergangen.  
 
Das Dokument kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, Tecklenbur-
ger Str. 10, Zimmer A417 - A423, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. 
abgeholt werden. 
 
Das Dokument wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt als 
zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind. 
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
 
Steinfurt, 03.01.2023      KREIS STEINFURT 
         Der Landrat 
 
   
         Kreis Steinfurt 02/2023/15 
 
 
 
 

16. Öffentliche Zustellung eines Dokumentes; Az.: 51-14-15-17419 
 
Gegen Herrn Vitaly Indyk, zuletzt wohnhaft in der Ukraine ist ein Dokument des Landrates des 
Kreises Steinfurt vom 04.01.2023 (Az.: 51-14-15-17419) ergangen.  
 
Das Dokument kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, Tecklenbur-
ger Str. 10, Zimmer A417 - A423, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. 
abgeholt werden. 
 
Das Dokument wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt als 
zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind. 
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
 
Steinfurt, 04.01.2023      KREIS STEINFURT 
         Der Landrat 
 
   
         Kreis Steinfurt 02/2023/16 
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17. Öffentliche Zustellung eines Dokumentes; Az.: 51-14-42-17716 
 
Gegen Herrn Andrij Lalak, zuletzt wohnhaft in der Ukraine ist ein Dokument des Landrates des 
Kreises Steinfurt vom 04.01.2023 (Az.: 51-14-42-17716) ergangen.  
 
Das Dokument kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, Tecklenbur-
ger Str. 10, Zimmer A417 - A423, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. 
abgeholt werden. 
 
Das Dokument wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt als 
zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind. 
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
 
Steinfurt, 04.01.2023      KREIS STEINFURT 
         Der Landrat 
 
   
         Kreis Steinfurt 02/2023/17 
 
 
 
 
 


